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Die SPD begrüßt einzelne Veränderungen der 

Schulreform: Sitzenbleiben soll abgeschafft und 

durch Fördermaßnahmen ersetzt werden, Zeug-

nisse und Unterricht sollen verbessert werden, 

kein Kind muss mehr die Sonderschule besu-

chen – das fordert die SPD seit Jahren. Wie das 

klappen soll, sagt die Behörde leider nicht. Not-

wendig wären klare Konzepte für neue Lehrer-

fortbildungen, neue Zeugnisformen, ein Förder-

system für Sonderschüler. 

Die neue Stadtteilschule ist vernünftig. Sie ver-

eint Haupt-, Real- und Gesamtschule zu einer 

neuen Gesamtschule und bietet Schülern die 

Chance auf gemeinsames Lernen. Sie hätte der 

Anfang eines zusammenwachsenden Schulsys-

tems werden und Schülern, die es in der Schule 

schwer haben, neue Chancen geben können. 

Tatsächlich startet die Stadtteilschule jetzt 

schwer belastet. Denn im neuen Schulgesetz 

fehlen inhaltliche und organisatorische Konzep-

te. 

Denn alle Kraft und alles Geld werden nun in 

die Idee gesteckt, 26.000 Schüler der Klassen 5 

und 6 zusätzlich an den Grundschulen zu unter-

richten. Das längere gemeinsame Lernen bietet 

Vorteile, die die SPD anerkennt. Aber Ham-

burgs gewachsene Schulstruktur muss dazu mit 

wahnwitzigen Kosten in einem kräfteraubenden 

Prozess mit gehörigem Flurschaden umgekrem-

pelt werden. Kraft und Geld fehlen künftig bei 

der Förderung schwächerer Schüler. Lohnt der 

Umbau des kompletten Schulsystems wegen 

zwei Jahren gemeinsamen Lernens? Das ist die 

Kernfrage. 

Nur bekommt man keine Antworten. Trotz vie-

ler Versuche konnte die Forschung bislang keine 

Vorteile der Primarschule nachweisen. Länder 

wie Schweden, die eine Gemeinschaftsschule 

eingerichtet haben, sind deshalb auch nicht die-

sen „Umweg“ gegangen. Umgekehrt verweigert 

der Senat jede Auskunft darüber, welche Kosten 

und Probleme mit der Primarschule verbunden 

sind. Der Umbau der Grundschulen wird über 

Schulden finanziert, die über eine 30-jährige 

Mietzahlung aus dem Schulhaushalt bezahlt 

werden. Allein für die Zinskosten könnte jede 

Hamburger Primarschule zwei zusätzliche Leh-

rer einstellen! Es gibt gute Argumente, Energie 

und Geld in aussichtsreichere Vorhaben der 

Hauses, die die Innenbehörde jeweils angemie-

tet hat. Die Polizeiposten sind genauso wie Kir-

chen und Schulen wichtiger Teil der örtlichen 

Infrastruktur in den Vier- und Marschlanden. 

Sie zu schützen und zu erhalten liegt im Interes-

se Bevölkerung. Die SPD wird weiter für den 

Erhalt der Polizeiposten eintreten,“  fasste ich 

meine Erkenntnisse aus den Gesprächen vor Ort 

der Presse gegenüber zusammen.  

Zwischenzeitlich wurde im Übrigen bekannt, 

dass fast überall in Hamburg die Polizeipräsenz 

auf der Straße zurückgegangen ist. Ein alarmie-

rendes Zeichen! 

Gerhard Lein 

 

 

Schulgesetz beschlossen –  

Probleme bleiben 
 

Die größte Schulreform der Nachkriegszeit ist 

beschlossen. Zukünftig sollen Schüler bis zur 6. 

Klasse gemeinsam die neue Primarschule 

(bisher Grundschule) besuchen. Danach geht es 

entweder zum Gymnasium oder zur neuen 

Stadtteilschule. Die Stadtteilschule ist vernünf-

tig, die Primarschule weniger, im Schulgesetz 

fehlen zudem konkrete Konzepte zur Verbesse-

rung des Unterrichts und zur Förderung benach-

teiligter Schüler. Die SPD hat deshalb in der 

Bürgerschaft die Schulreform abgelehnt. 

ĂLohnt der Umbau des kompletten Schulsys-

tems wegen zwei Jahren gemeinsamen Ler-

nens? Das ist die Kernfrage.“ 


